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Antrag des Ausschusses: 

Der Bundestag wolle beschließen: 

Das vom Deutschen Bundestag in seiner 215. Sitzung am 26. Juni 
1957 beschlossene Gesetz über die Tuberkulosehilfe — Druck- 
sachen 2213, 3489, _ru 3489 — wird nach Maßgabe der in der An- 
lage zusammengefaßten Beschlüsse geändert. 

Gemäß § 10 Abs. 3 Satz 1 seiner Geschäftsordnung hat der Vermitt- 
lungsausschuß beschlossen, daß im Deutschen Bundestag über die 
Nr. 1, 4 und 7 Buchstabe b gemeinsam abzustimmen ist. 
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Anlage 


Änderungen 

des Gesetzes über die Tuberkulosehilfe 


1. §21 

§21 wird gestrichen. 

2 . §22 

§ 22 wird wie folgt neu gefaßt: 

4 22 

Sicherstellung der Tuberkulosehilfe 
durch Träger der Sozialversicherung 

(1) Rentenversicherte und Rentner sowie 

deren Ehegatten und Kinder haben, wenn 
sie an behandlungsbedürftiger Tuberkulose 
erkrankt sind, Anspruch auf Heilbehandlung, 
Berufsförderung und soziale Betreuung nach 
den §§ 1236 Abs. 3 bis 1244 der Reidisver- 
sicherungsordnung, §§ 13 Abs. 2 bis 21 

des Angestelltenversicherungsgesetzes, §§ 35 
Abs. 3 bis 43 des Reichsknappschaftsgesetzes. 
Zur sozialen Betreuung im Sinne des Satzes 1 
gehören nicht eine Ergänzung von Hausrat, 
Bekleidung und Heizung für den Kranken 
und seine Familienangehörigen, eine beson- 
dere Ernährung für den Kranken und seine 
Familienangehörigen, Beihilfen zur Erhal- 
tung von Ersatzkräften im Haushalt oder 
Kleinbetrieb, Mitwirkung bei der Wohnungs- 
beschaffung. 

(2) Rentenversichert im Sinne des Ab- 
satzes 1 ist, wer in den der Feststellung der 
Behandlungsbedürftigkeit vorausgegangenen 
24 Kalendermonaten als Pflichtversicherter 
Beiträge für wenigstens 6 Kalendermonate 
zu der Rentenversicherung der Arbeiter, der 
Rentenversicherung der Angestellten, der 
knappschaftlichen Rentenversicherung oder 
der Altersversorgung für das Deutsche Hand- 
werk entrichtet oder wer die Wartezeit nach 
§ 1247 Abs. 3 der Reichsversicherungsord- 
nung, § 24 Abs. 3 des Angestelltenversiche- 
rungsgesetzes oder § 49 Abs. 1 des Reichs- 


knappschaftsgesetzes erfüllt hat. Anspruchs- 
bereditigt im Sinne des Absatzes 1 sind Kin- 
der, für die Kinderzuschuß (§ 1262 der 
Reidisversicherungsordnung, § 39 des Ange- 
stelltenversicherungsgesetzes, § 60 des Reichs- 
knappschaftsgesetzes) gewährt wird oder bei 
Rentenbezug zu gewähren wäre. 

(3) An Versicherte, welche die Voraus- 
setzungen des Absatzes 2 Satz 1 nicht erfül- 
len, sowie deren Ehegatten und Kinder kön- 
nen die Leistungen des Absatzes 1 gewährt 
werden. § 1305 der Reichsversicherungsord- 
nung, § 84 des Angestelltenversicherungs- 
gesetzes, § 97 des Reichsknappschaftsgesetzes 
gelten. 

(4) Weitere Maßnahmen zur Sicherstellung 
der Tuberkulosehilfe können durch 

1 . Vereinbarungen zwischen Trägern der 
Sozialversicherung oder zwisdien ihren 
Verbänden oder zwischen Trägern und 
Verbänden der Träger der Sozialversiche- 
rung, 

2. Vereinbarungen zwischen einem Träger 
oder einem Verband der Träger der Sozial- 
versicherung und einem Landesfürsorge- 
verband, 

3. Richtlinien eines Trägers der Sozialver- 
sicherung 

'getroffen werden.“ 

3. §23 

a) § 23 Abs. 1 wird wie folgt neu gefaßt; 

„(1) Den im Dienst des Bundes und der 
bundesunmittelbaren Körperschaften, An- 
stalten und Stiftungen des öffentlichen 
Rechts stehenden Personen sowie ihren 
Ehegatten und kinderzuschlagberechtig- 
ten Kindern werden die in den §§ 2 bis 5 



bezeichncten Leistungen nach den Vor- 
schriften dieses Gesetzes von ihrem Dienst- 
herrn gewährt. Gleidies gilt für Versor- 
gungsempfänger des öffentlichen Dien- 
stes, deren Versorgungsbezüge der Bund 
oder eine bundesunmittelbare Körper- 
schaft, Anstalt oder Stiftung zu tragen 
hat, sowie für ihre Ehegatten und kinder- 
zuschlagberechtigten Kinder; an die Stelle 
des Dienstherrn tritt der Träger der Ver- 
sorgungslast.“ 

b) § 23 Abs. 4 wird wie folgt neu gefaßt: 

„(4) Die Länder sind verpflichtet, die 
Leistungen nach den §5 2 bis 5 dieses Ge- 
setzes unter Berücksichtigung der Grund- 
sätze der Absätze 1 bis 3 sicherzustellen, 
für 

a) die in Ihrem Dienst, im Dienst der 
Gemeinden und sonstiger der Auf- 
sicht der Länder unterstehender Kör- 
perschaften, Anstalten und Stiftungen 
des öffentlichen Rechts stehenden Per- 
sonen, 

b) die Versorgungsempfänger des öffent- 
lichen Dienstes, deren Versorgungs- 
bezüge ein Land, eine Gemeinde oder 
eine sonstige der Aufsidit des Landes 
unterstehende Körperschaft, Anstalt 
oder Stiftung des öffentlichen Redits 
zu tragen hat, 

sowie für ihre Ehegatten und kinderzu- 
sdilagberechtigten Kinder.“ 

4. §25 

In § 25 Abs. 1 wird der letzte Satz gestrichen. 

5. § 35 Abs. 3 

§ 35 Abs. 3 wird wie folgt gefaßt: 


„(3) Die Bundesregierung kann In Fällen 

von grundsätzlicher oder erheblicher finan- 
zieller Bedeutung für die Durchführung 

1 . der Eingliederungshilfe, 

2. der wirtschaftlichen Hilfe hinsichtlich der 
in § 4 Abs. 2 vorgesehenen Leistungen, 

3. der vorbeugenden Hilfe, 

4. der stationären Dauerbehandlung in den 
Fällen des § 2 und in den Fällen der Sicher- 
stellung nach § 22 

Einzelweisungen erteilend' 

6. § 36 

a) § 36 Abs. 1 wird wie folgt gefaßt: 

„(1) Die den Landesfürsorgeverbänden 
durch den Vollzug der §§ 3, 4 Abs. 2 und 
§ 5 entstehenden Aufwendungen werden 
zur Hälfte vom Bund, die den Trägern 
der gesetzlichen Rentenversicherung durch 
die Gewährung der stationären Dauer- 
behandlung in den Fällen der Sicherstel- 
lung nach § 22 entstehenden Aufwendun- 
gen werden vom Bund getragen. Die per- 
sönlichen und sächlichen Verwaltungs- 
kosten bleiben hierbei außer Ansatz.“ 

b) § 36 Abs. 3 wird gestrichen. 

7. §37 

a) In § 37 Abs. 2 werden die Worte „dem 
Artikel 1 der Verfügung Nr. 47 — 177 
vom 14. Dezember 1947 (Amtsblatt des 
Saarlandes S. 1108) in Verbindung mit“ 
gestrichen. 

b) In § 37 Abs. 5 wird der Klammerhinweis 
»’(§ 21)“ gestrichen. 



